Bericht der Arbeitsgruppe Schule

Eine Fusion schliesst keine Schulen

In Langnau, Reiden und Richenthal stehen die Grundlagen zur Fusion in Vernehmlassung. Ein heiss diskutiertes Thema sind die Schulen. Hubert Käch ist Schulverwalter von Reiden und Leiter der Arbeitsgruppe Schule. Ein Gespräch mit ihm über die Fusion und die Auswirkungen auf die Schule. 

In der Arbeitsgruppe waren alle drei Gemeinden mit zentralen Personen rund um die Schule vertreten. Welche Meinungen zur Fusion gab es in der Arbeitsgruppe?

Hubert Käch: Es gab die gesamte Palette von Meinungen. Für die einen gibt es eine Zukunft nur mit der Fusion und die sieht rosig aus. Für die anderen ist die Fusion ein Fehler; sie sind der Meinung, die Qualität der Schule nehme ab. Doch ich denke, dass eine leichte Mehrheit der Arbeitsgruppe zur Fusion tendiert.

Was ändert bei der Schule mit einer Fusion?

HK: Die Schule ist als Institution bereits fusioniert, demnach wird sich für sie kaum etwas ändern. Man wird in allen Orten weiterhin zur Schule gehen. Ist die neue Schulpflege gegründet, wird sie sich mit den gleichen Aufgaben und Fragen wie bisher beschäftigen müssen. Sollte die Gemeinde finanzielle Probleme erhalten, dann sehe ich im Bereich der Schule ein gewisses Sparpotenzial. Das ist ein Handicap, dass ich feststelle. Deshalb werden die Finanzen auch bei der Schule das entscheidende Argument sein.

„Ihr werdet uns die Schule schliessen“, eine Befürchtung, die an der Orientierungsveranstaltung zu hören war. 

HK: Eine Fusion schliesst grundsätzlich keine Schulen. Schulen werden aufgrund fehlender Schülerzahlen geschlossen. Doch es gibt einen gewissen Zusammenhang zwischen dem Fusionieren und der Schule. Der Druck wird grösser. 

Wie meinen Sie das?

HK: Eine autonome Gemeinde kann es sich vielleicht leisten eine Klasse mit niedriger Schülerzahl zu führen. Wächst ein Gebilde zusammen, entstehen möglicherweise verschiedene kleine Klassen. Soll eine Schule wirtschaftlich geführt werden, dann braucht es hier Optimierungen. Aber auch im Alleingang müssen die Gemeinden sich überlegen, ob sie es sich leisten können, Klassen mit Unterbestand zu führen.

Im Entwurf zum Fusionsvertrag steht, dass die Schulstandorte erhalten bleiben sollen.

HK: Solange wir zu den Aussenbezirken ja sagen, dann sagen wir auch ja zu den Schulen. Denn die Schule ist zentral, wenn ein Ortsteil am Leben erhalten bleiben soll. Wenn wir von Ansiedelung reden, dann wäre es falsch, einen Schulstandort zu schliessen. Dass dem Reider Gemeinderat ernst ist mit seinen Aussenbezirken, das hat er am Beispiel Reidermoos bewiesen. 

In wie fern?

HK: Wir haben das Schulhaus saniert und renoviert und ja gesagt zum peripheren Standort. Vor einem Jahr mussten wir mangels Schülerinnen und Schüler auch klassenmässig nach neuen Lösungen suchen und konnten so die Schule erhalten. 

In Reiden selbst ist der Schulraum rar. Ist es realistisch, bei Engpässen Schülerinnen und Schüler in die Aussenweiler zu platzieren?

HK: Wenn in Reiden Engpässe bestehen und in Aussenweilern räumliche Ressourcen vorhanden sind, dann kann ich mir nicht vorstellen, in der Kernzone eine neue Schule zu bauen und anderswo gleichzeitig eine zu schliessen. 

Aber das setzt Toleranz von Seiten der  Eltern voraus. 

HK: Es brächte einen Verzicht auf die bisherige Schulwegtradition. 

Wann ist ein Schulweg noch zumutbar?

HK: Darüber haben sich verschiedene Gremien der Schule unterhalten und sind zum Schluss genommen, dass der Weg von zirka einer halben Stunde ein zumutbarer Weg ist; das entspräche einer 1500 bis 2000 Meter lange Strecke.

Die Distanz ist ein Kriterium, die Gefährlichkeit ein anderes.

HK: Das ist richtig und irgendwann muss eine Gemeinde auch bereit sein, organisatorische Lösungen zu finden. Aber das ist dann zu diskutieren, wenn das Thema auf dem Tisch ist und alle Ortsteile wären gleich zu behandeln.

Emotional geführt wurde das Thema Schulpflege. Im Ein-Text-Verfahren wurde eine Vertretung der Ortsteile verlangt – im Sinne einer freiwilligen Zauberformel. Im Fusionsvertrag steht nun die Soll-Formulierung. Warum das?

HK: Es fehlen die gesetzlichen Grundlagen, damit die Ortsteile mit Sicherheit in einer Schulpflege vertreten sein können. Dafür bräuchte es eine Änderung beim Stimmrechtsgesetz. Ich denke auch, eine Zauberformel kann nicht befohlen werden, die muss sich ergeben.

Ist es im Interesse der Schulpflege, dass die Orteile vertreten sind?

HK: Im Vordergrund für ein solches Amt steht nach meiner Meinung die Bereitschaft, sich zu engagieren und Zeit zur Verfügung zu stellen. Ein Schulpflegemitglied sollte keine Eigeninteressen zeigen. Eine Schulpflege muss für alle da sein.

Gut, aber die Leute in den Ortsteilen suchen Ansprechpersonen, die in ihrer Nähe sind.

HK: So gesehen ist die Vertretung der Ortsteile in der Schulpflege richtig und grundsätzlich finde ich es gut, wenn sie eine Vertretung haben. Aber dass es gelingt, das kann nicht garantiert werden. Oft fehlt es auch an Kandidatinnen und Kandidaten in den Ortsteilen. Die Schulpflege ist ein intensives Amt, es erfordert Präsenz und Flexibilität.

Verstehen Sie die Befürchtungen der Langnauer und Richenthaler Bevölkerung?

HK: Diese Fusion wäre eine Vernunftheirat. Die Menschen in Langnau, Reiden und Richenthal haben zwar keine grossen Konflikte miteinander, aber auch keine starke emotionale Verbindung. Es sind sachliche, vor allem raumplanerische Elemente, die für diese Fusion sprechen. Wir müssen einander Zeit geben. Den Leuten von Langnau und Richenthal möchte ich sagen, dass Reiden nicht als Imperator auftreten wird. Im Bereich Schule werden wir bestrebt sein, einvernehmliche Lösungen zu finden.
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Hubert Käch ist Leiter der Arbeitsgruppe Schule und war am Bericht der Schule für die Vernehmlassung zentral beteiligt.

